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Kein Kurzschluss:

Am 22. September 
NEIN zum Ausverkauf 
unserer Stromversorgung -  
NEIN zum Elektrizitätsmarktgesetz (EMC)!

Am 22. September 2002 stimmen wir über das Elektrizitätsmarktgesetz (EMG) 

ab.
Wohin Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung des Service public füh­
ren, haben vor allem ausländische Beispiele zur Genüge gezeigt:
Die Stromkrise in Kalifornien kostete den Staat am Schluss 50 Milliarden Dollar. 
In den europäischen Nachbarländern steigen nach der Liberalisierung und 
Deregulierung des Strommarktes die Strompreise an, gleichzeitig wird in einigen 
davon die Stromversorgung trotz höherer Preise immer unsicherer. Aber auch 
andere Privatisierungsabenteuer erweisen sich als teure Flops: Die privatisierten 
britischen Eisenbahnen sind innerhalb der EU die schlechtesten, teuersten und 
mittlerweile auch die gefährlichsten! Die privatisierte Wasserversorgung ist zum 
Spekulationsobjekt verkommen. Nun, nachdem alles heruntergewirtschaftet ist, 

muss wieder der Staat einspringen.
Damit sich diese schlechten Erfahrungen nicht auch noch im Schweizer Strom­
bereich wiederholen, haben die Gewerkschaften vpod und SMUV, zusammen mit 
grünen und linken Parteien und Gruppierungen das Referendum gegen das EMG 

ergriffen.
Dass es sich lohnt, sich zu wehren, haben die Stimmberechtigten von Stadt und 
Kanton Zürich bewiesen: Im Juni 2000 und im Juni 2001 haben sie gleich zwei­
mal Nein zur Privatisierung ihrer Elektrizitätswerke gesagt und so die Ver- 
scherbelung von Volksvermögen verhindert. Andere Kantone und Gemeinden sind 
diesen Beispielen gefolgt. Am 22. September 2002 wollen wir uns weiter erfolg­
reich zur Wehr setzen: Mit einem deutlichen Nein zum EMG!



1. Das EMC benachteiligt 

Kleinkonsumentlnnen 

und KMUs

Die teilweise liberalisierten Märkte Europas zeigen klar, dass nach anfänglichen 
Preissenkungen die Tarife stark anziehen: In Finnland letztes Jahr um 25%, in 
Schweden um 20%, in Grossbritannien um 9,3% und in Deutschland um 8,6%. 
Sparsame Kleinbezüger zahlen in Norwegen exorbitante 54 Rappen pro Kilowatt­
stunde! Im Vergleich dazu kostet sie heute für Kleinkonsumentlnnen in der Schweiz 
durchschnittlich nur rund 16 Rappen.
Das Elektrizitätsmarktgesetz dient nicht der nachhaltigen Elektrizitätsversorgung, 
sondern vor allem den Profitinteressen transnationaler Stromkonzerne in der 
Schweiz und Europa. Der freie Strommarkt bringt für die Stromkonzerne hohe 
Gewinne, welche die kleinen Konsumentlnnen mit hohen Preisen bezahlen müs­
sen. Der Hauptgrund dafür ist die Marktmacht der immer grösser werdenden 
Stromkonzerne.
Die preissenkende Wirkung der Konkurrenz wird in diesem Markt nicht funktio­
nieren. Im Gegenteil: Je grösser die Stromkonzerne, desto besser können sie ihre 
Marktmacht gegenüber den Konsumentlnnen ausspielen. Die Eigenheiten des 
Strommarkts -  etwa die je nach Tages- und Jahreszeiten stark schwankende Nach­
frage oder die Tatsache, dass Strom nicht gelagert werden kann -  werden ein wirk­
sames Eingreifen der Wettbewerbs- und Preisüberwachungsbehörden verunmög­
lichen.



2. Das EMG bevorteilt 
Grossbezüger

Im geöffneten Strommarkt werden die Grossbezüger, die allein die Hauptmenge 
des Stroms konsumieren, zu interessanten Abnehmern, während die privaten 
Haushalte und KMUs wegen ihres geringen Konsums eher zu den lästigen Kun­
den zählen. Es versteht sich von selbst, dass in einer solchen Situation die Profiteure 
eines geöffneten Strommarktes nur bei den Grossbezügern zu finden sind.
Was in Europa bereits Tatsache ist, würde durch das EMG auch in der Schweiz 
forciert: Die Bestrafung der sparsamen Kleinkonsumentlnnen und die Belohnung 
der verschwenderischen Grossbezüger. Die vorgesehene Verteilung der Netzkosten 
(Art. 5 Elektrizitätsmarktverordnung, s. unten Punkt 5) hätte genau diesen Effekt. 
Und weil eben das EMG auch zur Privatisierung von lokalen und regionalen Elek­
trizitätswerken und somit zu einem Abbau der demokratischen Kontrolle führen 
würde (s. unten Punkt 7), hätten wir als Kleinkonsumentlnnen nochmals das 
Nachsehen.

Ausländische Strommultis 
in der Schweiz
D ie A u ssich t a u f  e inen  liberalisierten  Stro m m arkt hat die g rö ss te  

K onzentrationsw elle  in d er G esch ich te  d er S ch w eizer Elektrizitäts­

w irtsch aft au sg e lö st. D as M onopoly hat bereits begonnen. Einige der 

grössten  eu ropäisch en  Strom konzerne, die Electricité de France (EdF) 

und die deu tsch en  Konzene E.On und RWE, sind über Tochtergesell­

sch aften  und Beteiligungen bereits heute im sch w eizerisch en  Strom ­

m arkt präsent. Der sich abzeichnende Konzentrationsprozess wird also 

nicht zu m ehr M arkt sondern zu neuen privaten O ligopolen führen.



3. Das EMG führt zum 
Abbau der Versorgungs­
sicherheit

Das EMG opfert die Versorgungssicherheit der Marktideologie, indem es einen 
vermeintlichen Stromwettbewerb einführt und damit die Sicherheit der Stromver­
sorgung aufs Spiel setzt. Die Stromversorgung hat in der Schweiz seit Jahrzehnten 
auch darum so zuverlässig funktioniert, weil es bislang selbstverständlich war, dass 
Gemeinden und Kantone Unternehmungen mit einem Versorgungsmonopol und 
einem damit verbundenen Versorgungsauftrag ausstatteten. Durch die Liberalisie­
rung und Privatisierung wird diese Sicherheit jedoch gefährdet: Für die Versorgungs­
sicherheit ist es von zentraler Wichtigkeit, Reservekapazitäten in der Produktion 
und Verteilung bereitzustellen. Diese werden im freien Strommarkt aber als 
Überkapazitäten gelten, sodass ein Unternehmen, das seine Reservekapazitäten 
abbaut, einen Konkurrenzvorteil erzielt, z.B. durch tiefere Kosten für Kapitalver­
zinsung und Betrieb. Oder dadurch, dass Produktionsanlagen geschlossen und 
vom Netz genommen, Personal entlassen und der Unterhalt des Netzes und die 
Sicherheit der Produktionsanlagen, auch bei Atomkraftwerken, vernachlässigt wer­
den. Zudem kann die Leistung der Kraftwerke bewusst heruntergefahren werden, 
um über eine Verknappung des Angebots höhere Preise durchzudrücken, wie das 
in Kalifornien geschehen ist. Im freien Strommarkt sind für die Preisbildung nicht 
mehr wie heute die Durchschnittskosten der Stromerzeugung ausschlaggebend, 
sondern die Produktionskosten des teuersten, gerade noch benötigten Kraftwerks 
(Grenzkosten). Auch ältere, bereits längst amortisierte Anlagen werden so für ih­
ren Strom diesen Marktpreis erhalten. In der heutigen, weitgehend von alten Kraft­
werken geprägten Stromversorgung bedeutet dies deutlich höhere Strompreise, 
die von den marktmächtigen Stromproduzenten durch Spekulationsmanöver und 
künstliche Produktionsdrosselung zusätzlich hochgetrieben werden können. 
Gleichzeitig heisst das aber auch, dass sich teure Investitionen in neue Produkti­
onsanlagen oder nur schon in deren Erneuerung unter solchen Marktbedingun­
gen nicht mehr lohnen: Das Risiko, die Investitionen nicht amortisieren zu kön­
nen, ist in einem freien Strommarkt zu hoch. Und die Produktionskosten von 
neuen Anlagen liegen weit über dem Marktpreis.



Das EM C ist ein Markt- statt ein 
Versorgungsgesetz
D ie L iberalisierun gsw ut soll nun auch den Strom bereich  e r fassen . D as 

Elektrizitätsm arktgesetz will d ie sch w eizerisch e  Elektrizitätsw irtschaft 

deregulieren und liberalisieren. Artikel i , A bsatz 1 d es EM C  lautet: „D ie ­

se s  G esetz  bezw eckt, d ie V orau ssetzu n gen  fü r e inen  w ettb ew erb s­

orientierten Elektrizitätsm arkt zu sch a ffen .“ Som it ist klar, d a ss  Wett­

bew erb und M arkt w ichtiger sind als etw a die V ersorgun gssich erh eit. 

Längerfristig m ü ssen  alle Strom konsu m en tln nen  ihren Stro m b ed arf 

a u f  dem  „fre ien “  M arkt abd ecken , s ie  könnten dann einen anderen 

Strom lieferanten w ählen  als  d a s lokale EW, d as nur noch ein Entgelt 

fü r die N etzbenutzung erhielte (D urchleitungsgebühr).

Die M arktöffnung w ü rde in Etappen erfo lgen : G rossk u n d en  zuerst, 

Kleinkunden zuletzt. In Zukunft wird m an sich se lb er um den Strom  

bem ühen m ü ssen , d .h . K au f und V erkauf von Elektrizität w erden zu 

e iner privatrechtlichen A n gelegenheit. Die Strom produktion, der H an­

del und der V erkauf sollen dem  Spiel von A ngebot und N ach frage über­

lassen  w erden. U m gekeh rt gibt e s  keinen gesetz lichen  A nspruch a u f  

V ersorgun gssich erh eit.

Für die Ü berprüfung der D urchleitungsgebühren  w ürde eine vom  B un­

d esrat gew äh lte  Sch ied sk om m ission  am ten, die Strom tarife  (auch die 

behördlich festgelegten ) w ürden dem  P re isü b erw ach u n g sgesetz  un­

terstehen. A n son sten  w ürde sich der Staat aber au s dem  Strom gesch äft 

zurückziehen und nur noch bei „G efäh rd u n g  oder Störu ng der V ersor­

gu n gssich erh eit“  (Art. 13  EMV) zu H ilfe gerufen -  so  w ie  in Kalifornien 

und zuletzt bei der S w issa ir : G ew in ne privat, V erluste dem  Staat!



4- Im EMG fehlen 
soziale Leitplanken

Die Schweizer Elektrizitätswirtschaft zählt etwa 1200 Betriebe mit 25‘ooo Beschäf­
tigten. Die Liberalisierung des Strommarktes gefährdet Tausende von Arbeitsplät­
zen und erhöht die Sicherheitsrisiken in der Stromproduktion und -Übertragung. 

Bei Annahme des EMG wird unsere Elektrizitätswirtschaft im internationalen 
Wettbewerb der Stromgiganten mitmischen, die Finanzmärkte werden auch hier 
das Prinzip des Shareholder-Values durchsetzen. Als Folge droht ein Arbeitsplatz­
abbau von 20-30 Prozent, was etwa 6000 Arbeitsplätzen entspricht, vor allem beim 
Betriebs- und Wartungspersonal. In der Elektrizitätsmarktverordnung sind zudem 
die sozialen Leitplanken, im Gesetz noch als Kann-Formulierungen angedeutet, 
nicht umgesetzt oder aus der Entwurffassung gestrichen worden: Die Verpflich­
tung der Unternehm ungen, Lehrlinge auszubilden sowie im Falle von 
Restrukturierungen Sozialpläne zu erstellen und Umschulungen zu finanzieren, 
ist unter den Tisch gefallen!
Im offenen Strommarkt wird hingegen der Bereich Verkauf und Marketing ausge­
baut. Ein aufgeblähter administrativer Wasserkopf, der die Produkte zusätzlich 
verteuert! Ausserdem winken dem Top-Management höhere Löhne und fette Boni 
durch Leistungslohnmodelle, bei denen der erzielte Profit massgebend ist.
Der massive Abbau von Arbeitsplätzen führt unweigerlich zu weniger Sicherheit 
der Anlagen. Mitarbeiterinnen von Stromversorgungsunternehmungen stellen 
schon heute fest, dass beim Unterhalt der Anlagen gespart wird. Reduzierte 
Überprüfungs- und Kontrollregimes könnten sich in Zukunft besonders gefähr­
lich auswirken.



5. Im EMC fehlen 
ökologische Leitplanken

Die Produktion und der Konsum von Elektrizität aus Wind- und Solarkraftwerken 
ist heute verschwindend gering, liegt doch der Anteil an erneuerbarem Strom unter 
i Prozent. (Schon die jährliche Zuwachsrate des Gesamtstromverbrauchs in der 
Schweiz liegt momentan höher!) Dieser „grüne“ Strom soll gefördert und gemäss 
EMV in den Genuss der Gratisdurchleitung kommen. Zudem soll die Herkunft 
des Stroms klar deklariert werden, was technisch äusserst schwierig sein dürfte 
und in Europa politisch bereits heute hintertrieben wird. Soweit die ökologischen 
Errungenschaften des EMG und der EMV.
Demgegenüber wiegen die ökologischen Verschlechterungen, die ein geöffneter 
Strommarkt mit sich brächten viel schwerer. Die in der EMV (Art. 5) vorgesehene 
Netzkostenverteilung (70 Prozent Leistung, 30 Prozent Verbrauch) bevorzugt aus­
gerechnet jene Vielverbraucher, die viel Bandenergie konsumieren: Die Verschwen­
dung von Strom wird dadurch geradezu gefördert! Gleichzeitig bestraft dieses Sy­
stem die sparsamen Kleinverbraucher und KMUs, die einen geringen, aber unre­
gelmässigen Strombedarf haben.
Norwegen, das seinen Strombedarf bis vor kurzem fast ausschliesslich mit Was­
serkraftwerken decken konnte und dessen Liberalisierung gerne als beispielhaft 
hingestellt wird, schickt sich jetzt an, umweltschädliche Gaskraftwerke zu bauen. 
Und in Finnland hat die Liberalisierung ebenfalls zu einer derartigen Strom­
verschwendung geführt, dass jetzt AKWs geplant werden.
Sowohl der Ausstieg aus der Atomenergie als auch die wirksame Förderung er­
neuerbarer Energiequellen sowie Energiesparmassnahmen sind nur auf politi­
schem Weg zu erreichen; der freie Markt kann und will dies alles nicht leisten. So 
haben die grossen Gemeindewerke in Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich 
aufgrund politischer Willensäusserungen, und nicht etwa aufgrund von Wettbe­
werbs- und Marktmechanismen, die Förderung alternativer Energien vorangetrie­

ben.



6. Das EMG entspricht 
keinem Bedürfnis.

Eine Studie des GfS-Forschungsinstituts beweist klar, dass das EMG keinem Be­
dürfnis entspricht. Die Konsumentlnnen wollen, dass der Strom weiterhin von 
ihrem EW geliefert wird, und zeigen absolut keinen Bedarf, dem Strom nachren­
nen und diesen „einkaufen“ zu müssen. Dieses Ergebnis überrascht auch deswe­
gen nicht, weil das EMG gegenüber heute keinerlei Vorteile für Kleinbezüger bringt. 
Zum Vergleich: Die freie Krankenkassenwahl hat in der Schweiz nur zu wenigen 
Wechseln geführt, trotz erheblichem Sparpotential. In Deutschland wechselten seit 
der Stromliberalisierung gerade mal 3 Prozent der Konsumentlnnen ihren Strom­
lieferanten, und mittlerweile steigen die Strompreise wieder munter an!

Strom ist ein marktuntauglicher Stoff
Einm al produzierter Strom  m u ss sofort konsum iert und kann nicht 

gesp eich ert w erd en. D am it aber die S tro m verso rgu n g stän d ig  garan ­

tiert ist, m u ss zu jedem  Zeitpunkt so  viel Elektrizität produziert w er­

den, w ie die K onsum entlnnen gerade brauchen. S o n st bricht d a s g e ­

sam te  V erso rgun gssystem  w egen  Ü berlastung zu sam m en . D er Be­

d a r f  an Strom  sch w an kt je  nach Tages- und Jahreszeit, in d er Schw eiz 

z .B . besteht im W inter um die M ittagszeit e in es norm alen W erktages 

die h öch ste  N ach frage. Die V ersorgungskapazitäten  m ü ssen  d esh a lb  

a u f  den S p itzen b ed arf au sgerich tet se in . Reicht die erzeu gte  S trom ­

m en ge nicht m ehr au s, ist es  notw endig, m ehr oder w en iger g ro sse  

Teilnetze abzusch alten  oder eine g e w isse  Anzahl von Kunden dazu zu 

bew egen , ihren Verbrauch zu d ro sseln . Die feh lend e Lagerm öglich­

keit fü r Elektrizität führt darum  im „fre ien “  M arkt zu starken  Preis­

sch w an ku n gen : Ist d a s  A n geb ot knapp, ste igt der Preis rasch  und 

exponentiell an . Eine Erfahrung, d ie Kalifornien zw isch en  M ai 2 0 0 0  

und M ai 2 0 0 1  gleich sieben m al gem ach t hat.



7. Das EMG fördert 
Privatisierungen

Die schweizerische Elektrizitätswirtschaft gehört heute noch zu rund 80 Prozent 
der öffentlichen Hand. Wer das Stromnetz und grosse Kraftwerke kontrolliert, ver­
fugt über eine erhebliche Marktmacht. Die Stromversorgung gehört deshalb in 
den Besitz und in die Kontrolle der öffentlichen Hand und nicht in die Klauen von 
Grosskonzernen, denen Fusionen und Aktiengewinne näher liegen als die effizi­
ente, nachhaltige und preisgünstige Stromversorgung aller Konsumentlnnen. Die 
im Gesetz (Art. 8) vorgesehene nationale Netzgesellschaft für das Hochspannungs­
netz würde zwar vom Bund “mitkontrolliert” (wobei Bund und Kantone gerade 
mal zwei Vertreter im Verwaltungsrat hätten), wäre aber privatrechtlich organi­
siert.
Zu den kantonalen und lokalen Verteilnetzen äussert sich das Gesetz nicht, aber 
wohin die Reise gehen würde, ist klar: Schon im Vorfeld und im Hinblick auf das 
EMG ist in verschiedenen Kantonen und Gemeinden über die Privatisierung von 
Elektrizitätswerken abgestimmt worden. Da seit einiger Zeit den Liberalisie- 
rungseuphorikern der Wind ins Gesicht bläst, sind verschiedene andere lokale und 
regionale Privatisierungsvorlagen vorsorglich schubladisiert worden. Sollte aber 
das EMG angenommen werden, würde eine neue Privatisierungswelle über unser 
Land hereinbrechen.
Aus dem Gesetz leitet sich aber auch unmittelbar eine Privatisierungstendenz ab: 
Die sogenannte “Bench-Mark”-Methode resp. die in Gesetz (Art. 6) und Verord­
nung (Art. 7) vorgeschriebene Angleichung der Durchleitungsgebühren würden 
zu einem Konzentrationsprozess in der Schweizer Elektrizitätswirtschaft führen. 
Um Fusionen zu ermöglichen, müssten die EWs erst in Aktiengesellschaften um­
gewandelt werden, die kleinen, öffentlichen und bürgernahen EWs würden von 
der Landkarte verschwinden, und schliesslich würden ein paar wenige Strom­
giganten den Markt unter sich aufteilen. Letztlich würden die bislang sozialisier­
ten Gewinne aus der Elektrizitätsbranche privatisiert.



8. Das EMG fördert die 
Spekulation

Schon heute wird über die Fusion von Axpo und BKW, also den Nummern i und 3 
im Schweizer Stromgeschäft, spekuliert. Gleichzeitig bauen ausländische Energie­
multis ihre Präsenz in der Schweiz aus. Wohin dies alles führt, ist ebenfalls son­
nenklar: An die Stelle von staatlichen Monopolen treten private Oligopole mit ent­
sprechender Marktmacht - von Wettbewerb keine Spur!
Ausserdem beflügelt ein sich öffnender Strommarkt die Phantasie von Finanz- 
und Börsengurus, wie immer nicht zum Wohl von Kleinkonsumentlnnen. Die 
aus den Finanzmärkten bekannten Derivatgeschäfte (Optionen, Futures) würden 
neue ungeahnte Spekulationsmöglichkeiten eröffnen. Wie diese virtuellen Handels­
spiele ausgehen können, zeigt die beispiellose, gigantische Pleite der amerikani­
schen Stromhandelsfirma Enron.
Unser Strommarkt könnte für die Finanzindustrie auch aus einem anderen Grund 
überaus verlockend sein, sind doch in der Schweizer Elektrizitätswirtschaft viele 
Goldschätze zu heben: Die mit Volksvermögen aufgebauten über 1000 Schweizer 
Elektrizitätswerke und -netze mit ihren stillen Reserven sind ein gefundenes Fres­
sen für Finanzhaie und Spekulanten. Ein Nein zum EMG verhindert die 
Verscherbelung von Volksvermögen!



g. Die EU verlangt keine 
Öffnung des Schweizer 
Strommarktes.

Die Liberalisierung der Stromversorgung ist keine gottgewollte, unausweichliche 
Notwendigkeit. Sie entspringt einer klaren Ideologie, die den Staat verunglimpft 
und das Prinzip der Profitmaximierung zum allein selig machenden Gesellschafts­
prinzip erklärt. Die Befürworter des EMGs versuchen dem Stimmvolk einzuimp- 
fen, es könne abstimmen, wie es wolle, die Strommarktöffnung komme sowieso. 
Dieses Argument ist falsch: Niemand wird uns zur Marktöffnung zwingen, und 
ein Nein zum EMG wird auch keine Nachteile für unser Land haben. Der deutsche 
Wirtschaftsminister Werner Müller hat im März 2002 in Luzern ausgeführt, dass 
die Schweiz von Seiten der EU keine Retorsionsmassnahmen zu befürchten habe. 
Die EU selber hat ihr Liberalisierungstempo im Bereich der Elektrizitätsversor­
gung deutlich gedrosselt. Auch der EU-Gipfel von Barcelona hat den Zeitplan zur 
vollständigen Liberalisierung nicht festgelegt, sondern einzig beschlossen: EU-Par- 
lament und Ministerrat sollen noch dieses Jahr die Modalitäten für die 60 Prozent- 
Marktöffnung ab 2004 bestimmen. In den letzten Monaten machten erste Negativ­
meldungen über Preiserhöhungen die Runde und das Versagen des Markts sicht­
bar. Wenn diese Entwicklung weiter geht, wird man sich auch in der EU eines 
Besseren besinnen.



Die Richtlinie der EU
Die 19 9 6  verab sch iedete  EU-Richtlinie 9 6 /9 2 /E C  sieh t vor, bis Ende 

2 0 0 3  35 Prozent d es  Elektrizitätsm arktes der M itgliedstaaten für den 

M arkt zu öffnen. D .h. die M itgliedstaaten m ü ssen  A bnehm ern, die 

pro Jahr m ehr als 2 0  GW h Strom  konsum ieren , d a s Recht einräum en, 

den Energieproduzenten frei zu w ählen . Eine d arüber h inaus geh en d e 

ÖfFnung ist bis heute nicht vorgesch rieben.

Die EU-Richtlinie räum t den M itgliedstaaten w eitgeh end e K om peten­

zen ein, in ihren nationalen G esetzen  gem ein w irtschaftliche Verpflich­

tungen sow ie  ökologisch e und energiepo litisch e Z ie le festzu sch re i­

ben. Frankreich hat die Richtlinie im Februar 2 0 0 0  mit einem  neuen 

G esetz  um gesetzt, d a s zeigt, w elchen G esta ltu n gssp ie lrau m  die EU- 

Richtlinie den Ländern lässt. Im U ntersch ied zum  m arktg läubigen  

sch w eizerisch en  EM C hat Frankreich ein G esetz  für die “ M od ernisie­

rung und Entw icklung d es  öffentlichen D ienstes in der Elektrizitäts­

w irtsch aft’’ gesch affen . Als H auptzw eck ist darin nicht die Sch affu ng 

e in es freien Strom m arkts, son dern die G aran tie  der S trom versorgu ng 

a u f dem  ganzen S taatsgeb iet festgesch rieb en .

D ie 15  M itgliedstaaten der EU haben die Richtlinie in untersch ied li­

chem  M ass um gesetzt. D iefünfEU -M itglied erG rossbritan nien , Sch w e­

den, Finnland, D eutschland und Ö sterreich  haben ihren Strom m arkt 

bereits zu 10 0  Prozent geöffnet, die M ehrzahl der Länder verharrt je ­

doch rund um die 35 Prozent-Schw elle. Von den N achbarländern der 

Sch w eiz  gingen  a lso  nur gerade D eutschland und Ö sterreich  sow eit, 

ihren Strom m arkt vo llstän d ig  zu liberalisieren, a ls  e inziges eu rop äi­

sch es Land au sserh alb  d er EU hat nur N orw egen seinen  Strom m arkt 

zu 10 0  Prozent geöffnet.

D ie  la n g e  a n g e k ü n d ig t e  R ic h t l in ie  fü r  e in e  w e it e r  g e h e n d e  

D eregulierung w urde a u fd e m  EU-Gipfel von Stockholm  im M ärz 2 0 0 1 

zurückgestellt. D ie EU hat a lso  ihr ohnehin eher gerin ges Liberali­

sieru n gstem p o  noch einm al deutlich ged ro sse lt. Auch der EU-Gipfel 

von Barcelona im M ärz 2 0 0 2  brachte in d ieser H insicht keinen D urch­

bruch: EU -Parlam ent und M inisterrat sollen in d iesem  Jah r beschlies- 

sen , ab 2 0 0 4  den M arkt für alle Strom konsum en ten  a u sse r  den H au s­

halten zu öffnen. D ies w ü rde einer M arktöffnung von 6 0  Prozent ent­

sprech en . Die vollstän dige Liberalisierung ist aber nach w ie  vor blok- 

kiert.

Mit dem  EM G wollen Bundesrat und Parlam ent die Strom m arktöffnung 

in der Schw eiz „au to n o m “  nachvollziehen.



io. Ohne EMC gibt es 
keine wilde 
Deregulierung

Seit Beginn der Diskussionen zum EMG droht die Wettbewerbskommission (Weko), 
den Strommarkt auch nach einer Ablehnung des EMG zu öffnen. Aber noch hat in 
der Schweiz das Volk das letzte Wort, und einem Nein zum EMG müsste sich auch 
die Weko beugen. Mittlerweile hat ihr Präsident eingestanden, dass eine “vollstän­
dige Liberalisierung des Strommarkts ohne das Elektrizitätsmarktgesetz nicht 
möglich” ist.
Bereits heute versucht die Weko, Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu zwin­
gen, Strom von Dritten durch ihr Netz zu leiten. Als ob das EMG in Kraft wäre und 
die Weko darüber wachen müsse, dass der Markt ja spiele! Dabei kommt diese 
Rolle der Weko überhaupt nur zu, wenn das Stimmvolk dem EMG zustimmt. Die 
EMG-Abstimmung bringt so eine eindeutige Klärung der Rechtslage: Mit einem 
Nein zum EMG lehnen die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger eine Markt­
öffnung ab.



Die Schweiz: Stromdrehschreibe und 
Wasserschloss Europas
D as W assersch loss  Sch w eiz  wird im geö ffn eten  Strom m arkt h eiss 

um worben sein . Die Speicherkraftw erke in den Alpen können die e u ­

ropäischen V erbrauchssp itzen abdecken und so  ihren Strom  seh r teu ­

er verkaufen . Die Strom giganten  w erden darum  alles versu ch en , sich 

d iese  U nternehm en unter den N agel zu re issen . Sch on  letztes Jahr 

hat Energie-Baden-W ürttem berg, eine Tochter der Electricité de France, 

für d as S tro m gesch äft der Lonza sagen h afte  7 0 0  M illionen Franken 

hingeblättert.

Verhindern wir den A u sverk au f der Sch w eizer W asserkraftw erke! Sind 

sie  näm lich einm al in der H and der Strom m ultis, geraten bald die 

W asserzinsen und die R estw asserm en gen  unter Druck, zum  finanzi­

ellen Nachteil von C eb irgsgem ein d en  und -k an to n en .

D as EM C und die dazugeh örige  V erordnung seh en  vor, den W asser­

kraftwerken w ährend 1 0  Jahren nach Inkrafttreten d es E M C s D arle­

hen fü r nicht am ortisierbare Investitionen zu gew äh ren . Dank der fi­

nanziellen Ü berbrückung soll verhindert w erd en, d a ss  veraltete W as­

serkraftw erke zu Ü bernahm efällen verkom m en . O b d iese  S tü tzu n gs­

m assn ah m en  den A u sve rk a u f der heim ischen W asserkraft verhindern 

wird, d a r f bezw eifelt w erden.



Unsere Alternative? 
Ein Stromversorgungsgesetz!

Wir wollen kein EMG, das den Einfluss der öffentlichen Hand untergräbt und die 
Stromversorgung privaten Stromkonzemen zutreibt. Wir wollen keine amerikani­
schen Verhältnisse mit Stromgiganten wie Enron, die mit wilden Spekulationen 
Milliardenwerte vernichten.

Wir wollen ein Elektrizitätsversorgungsgesetz, das eine sichere, günstige, ökologi­
sche und effiziente Stromversorgung für alle Einwohnerinnen und Einwohner 
gewährleistet. Die Netze und die grossen Kraftwerke gehören in den Besitz der 
Öffentlichkeit. Alle Stromverteiler sollen verpflichtet werden, einen Anteil an al­
ternativen, erneuerbaren Energien zu erschwinglichen Preisen anzubieten. Und 
Stromsparen muss mit einem klugen Tarifsystem belohnt werden.



io Gründe, die gegen das 
EMG sprechen
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U n sere A lternative ? Ein S tro m verso rgu n gsgesetz  !



Wir wollen verhindern.
... dass aus unserer intakten Stromversorgung 

ein wildes Spekulationsgeschäft für internationale 
Strommultis wird.

... dass die Sicherheit der Stromversorgung aufs Spiel 
gesetzt wird.

... dass Haushalte und Kleingewerbe die Zeche bezahlen 
müssen.

... dass unsere Schweizer Wasserkraftwerke ans Ausland 
verhökert werden.

... dass eine Privatisierungswelle im Strombereich unser 
demokratisches Mitspracherecht wegspült.

Unterstützen Sie uns! 
Für Spenden: PC-Konto 87-39228-7

Komitee gegen das Elektr iz itätsmarktgesetz
www .emg-ne in -danke .ch , in fo@emg-nein-danke.ch

Brélaz Daniel, Stadtpräsident Lausanne / G rüne Partei 
Daguet André, Vizepräsident SM UV 
Decarro Eric, Präsident vpod 

Gaillard Serge, geschäftsführender Sekretär SGB 
Garbani Valérie, SP-Nationalrätin (NE)

Goll Christine, SPS-Vizepräsidentin / SP-Nationalrätin (ZH ) 
Maillard Pierre-Yves, SP-Nationalrat (VD)

Moor Beda, Geschäftsle itung SM UV 
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Pronzini Matteo, GBI-Sekretär / BFS (TI)

Rechsteiner Paul, Präsident SGB / SP-Nationalrat (SG )
Rennwald Jean-Claude, Geschäftsle itung SM UV / SP-Nationalrat

Scherr Niklaus, Gemeinderat Alternative Liste (ZH ) 
Schiavi Rita, Geschäftsle itung GB l / BastA (BS)
Schüepp Doris, Generalsekretärin vpod
Serra Jorge, vpod-Sekretär / SP-Gemeinderat W interthur
Spielmann Jean, SEV-Sekretär / PdA-Nationalrat (GE)
Streckeisen Peter, attac

Thanei Anita, SP-Nationalrätin (ZH )
van Singer Christian, Kantonsrat (VD) / G rüne Partei
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Für Auskünfte:

vpod y^ssp

Sch w eizerisch er Verband d es Person als öffentlicher D ienste 
Sonnenbergstr. 83, Postfach, 8 0 30  Zürich

Telefon: 0 1  2 6 6  52 52; Fax: 0 1 26 6  52 53; E-M ail: vp o d @ vp o d -ssp .ch
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